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I.	 Entstehung und Fortentwicklung der 
Wiedergutmachungs- und Kriegsfolgen­
regelungen in Deutschland 

1.1	 Beginn der Wieder­
gutmachung nach 
Besatzungsrecht 

Die durch nationalsozialistisches Unrecht 
verursachten Schäden erforderten bereits 
unmittelbar nach Kriegsende Regelungen 
zur Wiedergutmachung. Besonders betrof­
fen waren Personen, die aus Gründen poli­
tischer Gegnerschaft zum Nationalsozia­
lismus oder aus Gründen der Rasse, des 
Glaubens oder der Weltanschauung durch 
nationalsozialistische Gewaltmaßnahmen 
Schäden erlitten hatten. Für diese Personen 
wurden deshalb bereits 1945 von den Besat­
zungsmächten und den Gemeinden Rege­
lungen getroffen. Die Folge war eine Viel­
zahl unterschiedlicher Maßnahmen, die 
teils Entschädigungs-, teils Fürsorgecharak­
ter hatten. Mit der Entstehung der Länder 
wurden größere Verwaltungseinheiten ge­
schaffen, die regional einheitliche Entschä­
digungsregelungen durchführten. Aber 
auch danach herrschte eine große Vielfalt 
unterschiedlicher Entschädigungsbestim­
mungen, die sowohl in ihrem Regelungsge­
halt als auch organisatorisch kaum zu über­
schauen waren. Die Vereinheitlichung die­
ses Rechtsbereichs vollzog sich dann zu­
nächst über die Abtrennung der Rückerstat­
tung von der Entschädigung. 

1.2	 Rückerstattung 

Die drei Westmächte erließen für ihre Be­
satzungszonen und für die Westsektoren 
Berlins 1947 und 1949 Rückerstattungsge­
setze, in denen die Rückgewährung und die 
Entschädigung für Vermögensgegenstände 
geregelt wurde, die zwischen 1933 und 1945 
aus Gründen rassischer, religiöser oder poli­
tischer Verfolgung ungerechtfertigt entzo­
gen worden waren. Rückerstattungsansprü­
che gegen das Deutsche Reich und andere 
an Entziehungen beteiligte deutsche 
Rechtsträger wurden nach Entstehung der 
Bundesrepublik Deutschland im Bundesge­
setz zur Regelung der rückerstattungsrecht­
lichen Geldverbindlichkeiten des Deut­
schen Reiches und gleichgestellter Rechts­
träger (Bundesrückerstattungsgesetz-BRüG) 
vom 19. Juli 1957 (BGBl. I S. 734) geregelt. 
Nach der Vereinigung Deutschlands wur­
den für die neuen Bundesländer den Rück­
erstattungsgesetzen entsprechende Vor­
schriften in dem mit dem Einigungsvertrag 
in Kraft getretenen Gesetz zur Regelung of­
fener Vermögensfragen (Vermögensgesetz) 
und dem NS-Verfolgtenentschädigungsge­
setz (Artikel 3 des Entschädigungs- und 
Ausgleichsleistungsgesetzes) erlassen. 

Die Rückerstattung ist lange abgeschlos­
sen. Die Antragsfristen sind abgelaufen, die 
Verwaltungsverfahren beendet. 
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Entschädigungsregelungen in den 
Besatzungszonen 

Im Bereich des Entschädigungsrechts, das 
Personenschäden und nicht von der Rück­
erstattung erfasste Vermögensschäden re­
gelt, wurden in der amerikanischen Besat­
zungszone bereits 1946 Ländergesetze erlas­
sen, die zum Zwecke der Wiedergutma­
chung vorläufige Zahlungen und Leistun­
gen zur Wiederherstellung der Gesundheit, 
zur beruflichen Ausbildung, zur Begrün­
dung einer wirtschaftlichen Existenz oder 
zur Abwendung einer Notlage sowie Renten 
an Verfolgte und ihre Hinterbliebenen vor­
sahen. Am 26. April 1949 wurde dann als zo­
neneinheitliches Gesetz vom Süddeutschen 
Länderrat das Gesetz zur Wiedergutma­
chung nationalsozialistischen Unrechts 
(Entschädigungsgesetz - USEG) erlassen, das 
im August 1949 durch besondere Landesge­
setze in Bayern, Bremen, Baden-Württem­
berg und Hessen verkündet wurde. Diese 
Landesgesetze wurden nach Errichtung der 
Bundesrepublik Deutschland und nach In­
krafttreten des Grundgesetzes gemäß Arti­
kel 125 GG als Bundesrecht übernommen. 
In den Ländern der britischen und der fran­
zösischen Besatzungszone sowie in Berlin 
(West) ergingen entsprechende Gesetze, die 
mit Ausnahme der Länder der britischen 
Besatzungszone grundsätzlich die gleichen 
Schadensarten regelten wie das Entschädi­
gungsgesetz (USEG). 

1.3	 Israel-Abkommen, 
Haager Protokolle und 
Überleitungsvertrag 

Die Bundesrepublik Deutschland hat 
ebenso wie vor ihrer Gründung die Länder 
und Gemeinden die moralische und finan­
zielle Wiedergutmachung des vom NS-Re­
gime verübten Unrechts als vorrangige Auf­

gabe behandelt. So hatte die Bundesregie­
rung bereits am 26. Juli 1951 eine Entschä­
digungsregelung für Opfer pseudo-medizi­
nischer Versuche beschlossen. Die Bemü­
hungen um eine bundeseinheitliche gene­
relle Regelung der Entschädigungsfrage 
wurden in diesem Jahr sowohl in den Län­
dern wie auch im Bund mit hoher Intensität 
fortgesetzt. Bundeskanzler Adenauer be­
kundete in einer Sondersitzung des Deut­
schen Bundestages am 27. Oktober 1951 die 
Verantwortung Deutschlands für die vom 
NS-Regime verübten Gräueltaten und bot 
Verhandlungen mit dem Staat Israel und 
der Jewish Claims Conference (JCC) an. Am 
Vortag hatten 23 jüdische Organisationen 
diese „Conference on Jewish Material 
Claims Against Germany“ gegründet, die 
sich die Durchsetzung von Entschädigungs­
ansprüchen gegen Deutschland zum Ziel 
gesetzt hatte. Am 21. März 1952 wurden die 
Gespräche mit Vertretern Israels und der 
JCC in Den Haag aufgenommen. 

Ergebnis der Verhandlungen waren die 
am 8. September 1952 paraphierten „Haager 
Protokolle“ und der am 10. September in 
Luxemburg unterzeichnete Vertrag mit 
dem Staat Israel. In diesem „Luxemburger 
Abkommen“ verpflichtete sich Deutschland 
zur Zahlung von 3 Mrd. DM an den Staat Is­
rael und zur Zahlung von 450 Mio. DM an 
die JCC. Die Leistungen an Israel konnte 
Deutschland auch durch Warenlieferungen 
begleichen, was für einen Großteil der 
Summe erfolgte. Im Gegenzug verzichtete 
Israel auf Entschädigungen für 1952 in Is­
rael ansässige jüdische Verfolgte. 

Der 450 Mio.-Fonds für die JCC sollte 
nach den Festlegungen des Protokolls Nr. 2 
für die Unterstützung und Eingliederung 
jüdischer Verfolgter außerhalb Israels ver­
wendet werden. Das Protokoll Nr. 1 ver­
pflichtete die Bundesregierung zur Gewähr­
leistung eines Gesetzgebungsprogrammes 
für bundeseinheitliche Rückerstattungs­
und Entschädigungsregelungen und legte 
die wesentlichen Grundsätze dieser Gesetz­
gebung fest. 
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Auch in dem 1952 mit den drei west­
lichen Besatzungsmächten geschlossenen 
Überleitungsvertrag (BGBl. II 1954 S. 57, 
181, 194) werden Grundsätze für eine ein­
heitliche Rückerstattungs- und Entschädi­
gungsgesetzgebung aufgestellt. 

1.4	 Bundesergänzungs­
gesetz 1953, Bundes­
entschädigungsge­
setz 1956 

Das erste bundeseinheitliche Entschädi­
gungsgesetz wurde mit dem am 1. Oktober 
1953 in Kraft getretenen Bundesergän­
zungsgesetz (BErgG) vom 18. September 
1953 (BGBl. I S. 1387) erlassen. Obwohl die­
ses Gesetz weit über eine Ergänzung des 
Entschädigungsgesetzes (USEG) hinausging 
und insbesondere der Rechtsungleichheit 
und Rechtsunsicherheit im Bundesgebiet 
ein Ende bereitete, erwiesen sich seine Re­
gelungen als nicht ausreichend. Nach sehr 
eingehender und sorgfältiger Vorbereitung 
erging am 29. Juni 1956 (BGBl. I S. 562) das 
Bundesgesetz zur Entschädigung für Opfer 
der NS-Verfolgung (Bundesentschädi­
gungsgesetz - BEG -), das rückwirkend ab 
1. Oktober 1953 in Kraft trat, die Entschädi­
gung für NS-Verfolgte grundlegend neu ge­
staltete und eine Vielzahl von Änderungen 
zugunsten der Verfolgten brachte. Ur­
sprünglich sah das BEG eine Antragstellung 
grundsätzlich nur bis zum 1. April 1958 vor. 

1.5	 Durchführungsver­
ordnungen zum BEG 
(DV-BEG) 

Zum Bundesentschädigungsgesetz sind 
sechs Durchführungsverordnungen ergan­
gen, von denen die 1., 2. und 3. DV-BEG re­
gelmäßig geändert werden, um die wieder­

kehrenden Leistungen (Renten) an die Er­
höhung der Lebenshaltungskosten anzu­
passen. 

Die 4. DV-BEG regelt die Kostenerstat­
tung für die Mitwirkung von Versiche­
rungseinrichtungen bei der Regelung der 
Ansprüche auf Entschädigung für Schaden 
an einer Versicherung. 

Die 5. DV-BEG bestimmt, welche Ver­
sorgungseinrichtungen durch nationalsozi­
alistische Gewaltmaßnahmen aufgelöst 
worden sind. 

Durch die 6. DV-BEG (KZ-Haftstätten­
verzeichnis) hat die Bundesregierung im 
Rahmen der Vermutungsregelung des § 31 
Abs. 2 BEG festgelegt, welche Haftstätten als 
Konzentrationslager anzusehen sind. 

1.6	 BEG-Schlussgesetz 
1965 

In der Anwendungspraxis des BEG zeigte 
sich weiterer Änderungsbedarf. Dabei war 
man sich darüber klar, dass eine Novellie­
rung nicht alle Forderungen der Berechtig­
ten berücksichtigen und auch im Hinblick 
auf den hohen Erledigungsstand nicht alle 
abgeschlossenen Fälle wieder neu aufgerollt 
werden konnten. Die aus diesem Grunde 
angestrebte Novellierung sollte den endgül­
tigen Abschluss der Gesetzgebung auf die­
sem Gebiet bilden. Nach vierjährigen einge­
henden Beratungen in den zuständigen 
Ausschüssen des Deutschen Bundestages 
und des Bundesrates erging am 14. Septem­
ber 1965 (BGBl. I S. 1315) unter ausdrück­
licher Kennzeichnung als Schlussgesetz das 
Zweite Gesetz zur Änderung des Bundes­
entschädigungsgesetzes (BEG-Schlussge­
setz). 
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Durch das BEG-Schlussgesetz (BEG-SG) 
wurde die Antragsfrist - 1. April 1958 - (vgl. 
Nr. I. 5.) erheblich - wie folgt - ausgeweitet: 

> Öffnung der Antragsfristen für den 
Anspruch auf Soforthilfe und für den 
Härteausgleich (§ 189 Abs. 1 BEG) 

> Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand bei unverschuldeter Fristver­
säumnis (§ 189 Abs. 3 BEG) 

> Nachmeldefrist bis zum 31. Dezember 
1965 (§ 189 a Abs. 1 BEG) 

> Spätere Anmeldung von Tatsachen, 
die erst nach dem 31. Dezember 1964 
eingetreten sind, und zwar innerhalb 
eines Jahres (§ 189 a Abs. 2 BEG). 

Allerdings wurde durch den Art. VIII 
Abs. 1 BEG-Schlussgesetz bestimmt, dass 
nach dem 31. Dezember 1969 (Ausschluss­
frist) - auch beim Wiedereinsetzen in den 
vorigen Stand - keine Ansprüche mehr an­
gemeldet werden können. Deshalb besteht 
heute keine Möglichkeit mehr, neue An­
sprüche auf Entschädigungsleistungen 
nach dem BEG geltend zu machen. 

Jedoch können Leistungen für erlittene 
Gesundheitsschäden im Rahmen von „Ver­
schlimmerungsverfahren“ angepasst wer­
den. 

Darüber hinaus können im Wege von 
„Zweitverfahren“ damalige Erstentschei­
dungen revidiert werden, sofern sie sich 
nach heutiger Rechtsauffassung als falsch 
erweisen. 

Die Entschädigungs- und Rückerstat­
tungsgesetze wurden ergänzt durch Gesetze 
zur Wiedergutmachung für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes und im Bereich des 
Versicherungs- und Versorgungsrechts. 

1.7	 Allgemeines Kriegs­
folgengesetz (AKG) 

Der Gesetzgeber hat die in den Wiedergut­
machungsgesetzen vorgesehenen Leistun­
gen den Geschädigten vorbehalten, die Op­
fer typischen NS-Unrechts geworden sind. 
Dies sind die aus rassischen, religiösen und 
politischen Gründen verfolgten Personen. 
Für sonstiges Staatsunrecht, das zu einer 
Verletzung des Lebens, des Körpers, der Ge­
sundheit oder der Freiheit geführt hat, wird 
Entschädigung nach dem Gesetz zur allge­
meinen Regelung durch den Krieg und den 
Zusammenbruch des Deutschen Reiches 
entstandener Schäden (Allgemeines Kriegs­
folgengesetz-AKG) vom 5. November 1957 
(BGBl. I S. 1747) gewährt. Nach § 5 AKG in 
Verbindung mit den allgemeinen Rechts­
vorschriften konnten und können in Aus­
nahmefällen auch heute noch Renten und 
einmalige Schadensersatzleistungen zuer­
kannt werden. 

1.8	 Erste Globalabkommen 
mit europäischen Staa­
ten 

In den Jahren 1959 bis 1964 wurden mit 
Belgien, Dänemark, Frankreich, Griechen­
land, Großbritannien, Italien, Luxemburg, 
den Niederlanden, Norwegen, Österreich, 
Schweden und der Schweiz Globalabkom­
men zugunsten von durch NS-Verfolgungs­
maßnahmen geschädigten Staatsangehöri­
gen dieser Länder geschlossen. Die Bundes­
republik Deutschland hat aufgrund dieser 
Abkommen insgesamt 496,46 Mio. Euro 
(971 Mio. DM) zur Verfügung gestellt, deren 
Verteilung an die Geschädigten den Regie­
rungen der betreffenden Länder oblag. Die 
Globalabkommen sind abgewickelt. 
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1.9	 Richtlinien des Bundes, 
Artikel 2-Abkommen 

Nach Ablauf der Schlussfrist des BEG-
Schlussgesetzes zum Jahresende 1969 erga­
ben sich immer wieder Härtefälle, bei de­
nen die Fristversäumnis zum Leistungsaus­
schluss führte. Hinzu kam, dass Ende der 
70er Jahre in verschiedenen osteuropäi­
schen Staaten Ausreisemöglichkeiten für 
jüdische Bürger eingerichtet wurden mit 
der Folge, dass eine erhebliche Anzahl von 
jüdischen NS-Verfolgten aus diesen Län­
dern nach Israel ausreisen konnte. Da diese 
Gruppe nach den bestehenden Vorschriften 
keine Entschädigung erhalten konnte, ver­
langte die Knesset Nachbesserungen in der 
deutschen Entschädigung. 

Dies führte dazu, dass der Deutsche 
Bundestag in einer Entschließung vom 
14. Dezember 1979 (BT-Drs. 8/3511) die 
Bundesregierung aufforderte, Härterichtli­
nien zu erlassen, nach denen dieser Perso­
nenkreis eine Hilfe erhalten könnte. Ergeb­
nis waren die Härterichtlinien für jüdische 
NS-Verfolgte vom 3. Oktober 1980 (Bundes­
anzeiger vom 14. Oktober 1980 Nr. 192). Mit 
diesen Regelungen wurde ein Fonds von 
400 Millionen DM geschaffen, der durch die 
JCC an jüdische NS-Verfolgte in Form von 
Einmalbeihilfen in Höhe von 5.000 DM ver­
teilt werden sollte. Außerdem wurde 1981 
eine vergleichbare Regelung für nicht jüdi­
sche NS-Verfolgte geschaffen (Bundesan­
zeiger vom 29. August 1981 Nr. 160). Im 
Rahmen der Härterichtlinien für nicht 
jüdische Verfolgte wurde zusätzlich der 
Wiedergutmachungs-Disposition-Fonds 
eingerichtet, aus dem NS-Verfolgte mit 
Wohnsitz in Deutschland eine monatliche 
Beihilfe in Höhe von 500 DM erhalten 
konnten. Als in den Folgejahren der 400 
Millionen DM-Fonds für jüdische NS-Ver­
folgte aufgebraucht war und zahlreiche An­

tragsteller keine Leistung erhalten hatten, 
wurde von der Bundesregierung eine wei­
tere Zusage über insgesamt 135 Millionen 
DM für diesen Fonds gemacht. 

Im Zuge der deutschen Vereinigung er­
gab sich dann eine neue Ausgangslage. 

Der Artikel 2 der Zusatzvereinbarung 
zum Einigungsvertrag (Vereinbarung zwi­
schen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Deutschen Demokratischen Republik zur 
Durchführung und Auslegung des am 31. Au­
gust 1990 in Berlin unterzeichneten Vertrages 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Deutschen Demokratischen Republik 
über die Herstellung der Einheit Deutsch­
lands – Einigungsvertrag - / veröffentlicht im 
Bulletin Nr. 112/ S. 1177 vom 20. September 
1990 – Presse- und Informationsamt der 
Bundesregierung -) sah vor, dass die Bundes­
republik Deutschland einen Vertrag mit der 
JCC über die weitere Entschädigung bislang 
unentschädigter jüdischer NS-Verfolgter 
schließt. Dieser Vertrag - das sogenannte 
Artikel 2-Abkommen - kam dann am 
29. Oktober 1992 zustande. Das Abkommen 
übernahm die Einmalzahlungen nach den 
Härterichtlinien 1980 in Höhe von 5.000 
DM und eröffnete die Möglichkeit einer 
monatlichen Beihilfe von 500 DM für jüdi­
sche NS-Verfolgte mit besonders schwerem 
Verfolgungsschicksal. Über die Durchfüh­
rung dieses Abkommens führt das Bundes­
finanzministerium regelmäßig Gespräche 
mit der JCC, mit dem Ziel der Modifikatio­
nen und Erweiterungen der Leistungsbe­
rechtigung. 

Zwanzig Jahre nach dem Abschluss des 
Abkommens wurde deshalb 2012 eine Neu­
fassung vereinbart, die die Regelungen ver­
einfacht und die zwischenzeitlich getroffe­
nen Absprachen über Modifikationen be­
rücksichtigt. 
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1.10 Vereinbarungen mit 
osteuropäischen 
Staaten 

Im Zusammenhang mit dem Prozess der 
Deutschen Einheit und der Überwindung 
des Ost-West-Gegensatzes hatte die 
Bundesrepublik Deutschland mit Polen so­
wie mit drei Nachfolgestaaten der Sowjet­
union (der Republik Weißrussland, der Rus­
sischen Föderation und der Ukraine) Ver­
einbarungen über die Entschädigung von 
NS-Unrecht getroffen. 

Zwischen der Bundesrepublik Deutsch­
land und der Republik Polen wurde eine in 
Polen nach polnischem Recht errichtete 
„Stiftung Deutsch-Polnische Aussöhnung“ 
vereinbart und mit einem einmaligen Bei­
trag von 255,64 Mio. Euro (500 Mio. DM) 
ausgestattet. Die Mittel waren für Personen 
bestimmt, die während des Zweiten Welt­
krieges durch nationalsozialistische Un­
rechtsmaßnahmen schwere Gesundheits­
schäden erlitten hatten und sich in einer 
gegenwärtigen wirtschaftlichen Notlage be­
fanden. 

In gleicher Weise und mit gleicher 
Zweckbestimmung wurden 1993 in Mos­
kau, Minsk und Kiew jeweils die Stiftungen 
„Verständigung und Aussöhnung“ gegrün­
det. Deutschland hatte diese Stiftungen mit 
insgesamt 0,51 Mrd. Euro (1 Mrd. DM) aus­
gestattet. Die Stiftungen sicherten zu, auch 
Zahlungen an NS-Geschädigte in anderen 
Staaten der ehemaligen Sowjetunion zu 
leisten. 

Über 15.000 Berechtigte in den balti­
schen Staaten (Estland, Lettland und Li­
tauen) erhielten von den Stiftungen in Mos­
kau und Minsk Leistungen aus deren Stif­
tungsmitteln im üblichen Maßstab. Weil 
einzelne Berechtigte aus den baltischen 
Staaten es ablehnten, sich an die Stiftungen 

in Moskau oder Minsk zu wenden, wurde 
mit den Regierungen der baltischen Staaten 
eine zusätzliche Infrastrukturhilfe von je 
1,02 Mio. Euro (2 Mio. DM) vereinbart. Aus 
diesen Zuwendungen wurden soziale Ein­
richtungen insbesondere für NS-Opfer ge­
fördert. 

Auch für die anderen ost- und südost­
europäischen Staaten des ehemaligen Ost­
blocks wurden Ausgleichsleistungen ge­
währt. 

Für tschechische NS-Opfer geschah dies 
im Rahmen des Deutsch-Tschechischen Zu­
kunftsfonds gemäß der deutsch-tschechi­
schen Erklärung vom 21. Januar 1997, für 
den die deutsche Seite 71,58 Mio. Euro 
(140 Mio. DM) zur Verfügung stellte. 

Um vergleichbare Maßnahmen in den 
sonstigen mittel- und osteuropäischen 
Staaten (Albanien, Bosnien, Bulgarien, Jugo­
slawien, Kroatien, Mazedonien, Rumänien, 
Slowakei, Slowenien und Ungarn) durch­
führen zu können, wurden mit dem Haus­
halt 1998 40,90 Mio. Euro (80 Mio. DM), fäl­
lig in den Jahren 1998 bis 2000, bereitge­
stellt. Die Durchführung der Maßnahmen 
in den übrigen mittel und osteuropäischen 
Staaten wurde unterschiedlichen nationa­
len Einrichtungen übertragen - zumeist 
dem Nationalen Roten Kreuz. 

1.11 Osteuropa Fonds (JCC) 

Im Hinblick auf die besonderen Leiden 
jüdischer Verfolgter in den mittel- und ost­
europäischen Staaten hatte die Jewish 
Claims Conference für zusätzliche Maßnah­
men zugunsten schwer geschädigter jüdi­
scher Verfolgter einen Fonds eingerichtet. 
Der Fonds gewährte monatliche Leistungen 
für NS-Verfolgte mit Wohnsitz in den ost­
europäischen Staaten. Dieser Fonds ist mit 
der Neufassung des Artikel 2-Abkommens 
in diesen übergeordneten Regelungsrah­
men übernommen worden. 
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1.12 Entschädigung von 
Zwangsarbeitern und 
anderen NS-Opfern-
Stiftung „Erinnerung, 
Verantwortung und 
Zukunft“ 

Zur Entschädigung vor allem ehemaliger 
Zwangsarbeiter wurde durch Gesetz vom 
2. August 2000 (EVZStiftG, BGBl. I 1263, zu­
letzt geändert durch Gesetz vom 21. Dezem­
ber 2006, BGBl. I 3343) die Stiftung „Erinne­
rung, Verantwortung und Zukunft“ (EVZ) 
errichtet und mit einem Stiftungsvermögen 
von insgesamt 5,16 Mrd. Euro (10,1 Mrd. 
DM) ausgestattet. Dieser Betrag wurde von 
der Bundesrepublik Deutschland und von 
deutschen Unternehmen aufgebracht. 

Hauptaufgabe der Stiftung war es, über 
Partnerorganisationen Finanzmittel zur Ge­
währung von Leistungen an Betroffene be­
reitzustellen. Für die Annahme und Prü­
fung von Anträgen waren einzelne Part­
nerorganisationen zuständig. 

Um eine zügige Auszahlung an die Be­
rechtigten zu gewährleisten, war die Auf­
nahme einer Antragsfrist zum 31. Dezember 
2001 unvermeidbar; in Fällen unverschul­
deter Fristversäumung wurde eine Nach­
frist bis zum 31. Dezember 2002 gewährt. 
Die individuellen Auszahlungen sind ent­
sprechend der Regelung des Stiftungsgeset­
zes zum 31. Dezember 2006 abgeschlossen. 
Neue Anträge können nicht mehr gestellt 
werden. 

Inzwischen sind die für die Auszahlun­
gen an Zwangsarbeiter und andere NS-
Opfer bestimmten Stiftungsmittel vollstän­
dig ausgezahlt worden; über 1,7 Millionen 
Personen, davon 1,66 Millionen Zwangsar­
beiter, hatten Leistungen erhalten. Von der 
Stiftungssumme sind 4,37 Mrd. Euro für 
Leistungen an ehemalige Zwangsarbeiter 
ausgezahlt worden. Antragsberechtigt wa­
ren Personen, 

> die in einem Konzentrationslager im 
Sinne von § 42 Absatz 2 Bundesentschä­
digungsgesetz oder in einer anderen 
Haftstätte außerhalb des Gebiets der 
heutigen Republik Österreich oder in 
einem Ghetto unter vergleichbaren 
Bedingungen inhaftiert waren und zur 
Arbeit gezwungen wurden (§ 11 Absatz 1 
Ziffer 1). 

> die aus ihrem Heimatstaat in das Ge­
biet des Deutschen Reichs in den Gren­
zen von 1937 oder in ein vom Deutschen 
Reich besetztes Gebiet deportiert wur­
den, zu einem Arbeitseinsatz in einem 
gewerblichen Unternehmen oder im 
öffentlichen Bereich gezwungen und 
unter anderen als den oben genannten 
Bedingungen inhaftiert oder haftähn­
lichen Bedingungen oder vergleichbar 
besonders schlechten Lebensbedingun­
gen unterworfen waren. Diese Regelung 
gilt nicht für Personen, die wegen der 
überwiegend im Gebiet der heutigen 
Republik Österreich geleisteten Zwangs­
arbeit Leistungen aus dem österreichi­
schen Versöhnungsfonds erhalten kön­
nen (§ 11 Absatz 1 Ziffer 2). 

Das Gesetz enthielt darüber hinaus eine 
Öffnungsklausel, die es den mit der Durch­
führung beauftragten Partnerorganisatio­
nen erlaubte, auch anderen Opfern natio­
nalsozialistischer Unrechtsmaßnahmen 
Hilfe zu gewähren, insbesondere an 
Zwangsarbeiter in der Landwirtschaft. 
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Zwangsarbeit in Kriegsgefangenschaft 
begründete keine Leistungsberechtigung. 

Das Gesetz sah ferner Leistungen zum 
Ausgleich sonstiger Personenschäden im 
Zusammenhang mit nationalsozialisti­
schem Unrecht vor, vor allem in Fällen 
medizinischer Versuche oder bei Tod oder 
schweren Gesundheitsschäden eines in 
einem Zwangsarbeiterkinderheim unterge­
brachten Kindes (§ 11 Absatz 1 Satz 5). 

Das Gesetz ermöglichte schließlich Leis­
tungen an Personen, die im Zuge rassischer 
Verfolgung unter wesentlicher, direkter 
und schadensursächlicher Beteiligung deut­
scher Unternehmen Vermögensschäden im 
Sinne der Wiedergutmachungsgesetze erlit­
ten hatten und z. B. mangels Erfüllung der 
Wohnsitzvoraussetzung des Bundesent­
schädigungsgesetzes hierfür keine Leistun­
gen erhalten konnten (§ 11 Absatz 1 Ziffer 
3). Das Gesetz sah ferner den Ausgleich auch 
sonstiger Vermögensschäden im Zu­
sammenhang mit nationalsozialistischen 
Unrechtsmaßnahmen vor. Bei Vermögens­
schäden war die IOM (International Organi­
zation for Migration) zuständig, bei Versi­
cherungsschäden aus rassischer Verfolgung 
die ICHEIC (The International Commission 
on Holocaust Era Insurance Claims). Der 
Plafonds für Vermögensschäden war mit 
0,53 Mrd. Euro (1,05 Mrd. DM) ausgestattet. 

Seit Beendigung der Auszahlungen ist 
die Stiftung EVZ entsprechend § 2 Absatz 2 
EVZStiftG als reine Förderstiftung tätig. Die 
Partnerorganisationen der Stiftung haben 
ihre Aufgabe in Bezug auf die Zwangsarbei­
terentschädigung erfüllt und abgeschlossen. 

Weitere Informationen sind im Internet 
unter www.bundesfinanzministerium.de 
oder unter www.stiftung-evz.de zu erhal­
ten. 

1.13 Anerkennungsrichtlinie 
für Arbeit im Ghetto 

Die Bundesregierung hatte am 1. Oktober 
2007 eine Richtlinie erlassen, nach der NS-
Verfolgte für Arbeit in einem Ghetto, die 
keine Zwangsarbeit war und bisher keine 
sozialversicherungsrechtliche Berücksichti­
gung gefunden hat, eine Leistung von 
2.000 Euro erhalten konnten. 

Die Richtlinie erfasst Lebenssachver­
halte, die weder im Rahmen des Gesetzes 
zur Zahlbarmachung von Renten aus Be­
schäftigungen in einem Ghetto (ZRBG) be­
rücksichtigt noch im Rahmen der Stiftung 
„Erinnerung, Verantwortung und Zukunft“ 
entschädigt werden konnten. Die Richtlinie 
war im Jahr 2007 vor dem Hintergrund der 
sehr hohen Ablehnungsquote der Anträge 
nach dem Gesetz zur Zahlbarmachung von 
Renten aus Beschäftigungen in einem 
Ghetto (ZRBG) vom 20. Juni 2002 erlassen 
worden. Die Voraussetzungen für den Er­
halt der Leistungen nach der Richtlinie 
wurden im Vergleich zum ZRBG wesentlich 
erleichtert. 

Die Änderung der höchstrichterlichen 
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts 
durch die Urteile vom 2. und 3. Juni 2009 
zum ZRBG bedingte eine rentenrechtliche 
Neubewertung und führte in der Folge zu 
einer Anpassung der Anspruchsvorausset­
zung bei der Rente auf das Niveau der 
Richtlinie. Eine Vielzahl von ehemals abge­
lehnten Anträgen wurde durch die Deut­
sche Rentenversicherung von Amts wegen 
überprüft und bewilligt. 

Dies wirkte sich auf die weitere Durch­
führung der Richtlinie i.d.F. vom 1. Oktober 
2007 aus, da die Anerkennungsleistung 
zurückzuzahlen war, wenn für identische 
Zeiträume und Beschäftigungen eine 
ZRBG-Rente bewilligt wurde. Beispiels­
weise hatte die Rückzahlung auch dann zu 
erfolgen, wenn die bewilligte ZRBG-Rente 
weit unter der Anerkennungsleistung i.H.v. 

http:www.stiftung-evz.de
http:www.bundesfinanzministerium.de
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2.000 Euro blieb. Solche Härten galt es zu 
vermeiden. 

Die Richtlinie wurde deshalb rückwir­
kend in 2011 geändert und neu gefasst. Mit 
der Neufassung wurde die Anerkennungs­
leistung vom Erhalt einer ZRBG-Rente ent­
koppelt. Damit steht die sozialversiche­
rungsrechtliche Berücksichtigung der Ar­
beit im Ghetto der Zahlung einer Anerken­
nungsleistung nicht mehr entgegen. 

Das Bundesamt für zentrale Dienste und 
offene Vermögensfragen (BADV), das die 
Richtlinie ausführt, überprüft die bereits 
abgeschlossenen Antragsverfahren. An­
tragsverfahren, die wegen Rentenbezuges 
ruhend gestellt wurden, werden abschlie­
ßend entschieden. Es muss deshalb kein 
neuer Antrag gestellt werden. 

Die Anerkennungsleistung in Höhe von 
(einmalig) 2.000 Euro können beantragen 
und erhalten: 

> Verfolgte des Nationalsozialismus 
im Sinne von § 1 des Bundesentschädi­
gungsgesetzes (BEG), 

> die sich zwangsweise in einem Ghetto 
aufgehalten haben, das im nationalsozi­
alistischen Einflussbereich lag und 

> während dieser Zeit ohne Zwang in 
einem beschäftigungsähnlichen Ver­
hältnis im Ghetto gearbeitet haben. 

Ausgeschlossen von der Anerkennungs­
leistung sind Personen, deren Arbeit im 
Ghetto bereits als Zwangsarbeit aus den 
Mitteln der Stiftung „Erinnerung, Verant­
wortung und Zukunft“ entschädigt worden 
ist. 

Auf die Anerkennungsleistung besteht 
kein Rechtsanspruch. Die Leistung kann 
nur vom Berechtigten selbst beim BADV 
schriftlich beantragt werden. Nähere Hin­
weise sind auf der Internetseite des BADV 
zu finden: (http://www.badv.bund.de/ 
003_menue_links/f0_ghetto/index.html) 

1.14 Washingtoner 
Konferenz über 
Holocaustvermögen 

Die Bundesrepublik Deutschland hat - un­
geachtet der bereits erfolgten und hier dar­
gestellten materiellen Wiedergutmachung ­
erneut ihre Bereitschaft erklärt, auf der 
Basis der auf der Washingtoner Konferenz 
über Holocaustvermögen am 3. Dezember 
1998 verabschiedeten Grundsätze im Rah­
men der rechtlichen und tatsächlichen 
Möglichkeiten ihre Bemühungen um Auf­
klärung der Herkunftsgeschichte von 
NS-verfolgungsbedingt entzogenem Kul­
turgut fortzusetzen und die notwendigen 
Schritte zu unternehmen, gerechte und 
faire Lösungen beim Wiederauftauchen 
entsprechender Kulturgüter zu erzielen. 

Im Zuge der Umsetzung der Washingto­
ner Grundsätze und einer Gemeinsamen 
Erklärung von Bund, Ländern und kommu­
nalen Spitzenverbänden vom Dezember 
1999 sowie der durchgeführten Recherchen 
konnten in den letzten zwölf Jahren bereits 
eine Reihe von Bildern namhafter Künstler 
aus öffentlichem Besitz an die ursprünglich 
Berechtigten bzw. deren Erben zurückgege­
ben werden. Die dabei durchzuführende 
sorgfältige Prüfung schließt den Abgleich 
mit bereits erfolgten materiellen Wieder­
gutmachungsleistungen ein und ermöglicht 
es, die wahren Berechtigten festzustellen 
und Doppelentschädigungen zu vermeiden. 

Als praktische Hilfestellung für die 
Suche und Identifizierung von NS-verfol­
gungsbedingt entzogenen Kulturgütern 
und zur Vorbereitung von Entscheidungen 
über deren mögliche Rückgabe dienen eine 
Handreichung zur Umsetzung der Gemein­
samen Erklärung sowie die Internetseiten 
der Koordinierungsstelle für Kulturgutver­
luste (KK) (www.LostArt.de) und die Mög­
lichkeit der Provenienzrecherche des Bun­
desamtes für zentrale Dienste und offene 
Vermögensfragen (BADV). 

http:www.LostArt.de
http:http://www.badv.bund.de
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II. Regelungen auf der Grundlage des 

Bundesentschädigungsgesetzes
 

2.1	 Bundesentschädi­
gungsgesetz 

Mit dem Bundesergänzungsgesetz (BErgG) 
vom 18. September 1953 (BGB1. I, S. 1387) 
wurde zunächst eine erste, allerdings nur 
als vorübergehende Regelung gedachte, 
bundeseinheitliche Kodifizierung der 
NS-Entschädigung verabschiedet. Bis dahin 
galten ausschließlich die jeweiligen Ent­
schädigungsgesetze der Länder, die an die 
Entschädigungsregelungen in den Besat­
zungszonen der Westmächte angelehnt wa­
ren. Eine umfassende und die NS-Entschä­
digung in allen Bereichen prägende gesetz­
liche Regelung trat dann mit dem Bundes­
entschädigungsgesetz (BEG) vom 29. Juni 
1956 (BGB1. I S. 562) rückwirkend am 
1. Oktober 1953 in Kraft. Ausgeführt wird 
das BEG von den Entschädigungsbehörden 
der Länder (§ 184 BEG). Entschädigungs­
streitigkeiten weist das BEG den ordent­
lichen Gerichten zu (§ 208 BEG). Die mit 
dem BEG geschaffene Struktur wurde auch 
zur Gründung nachfolgender außergesetz­
licher Regelungen im Bereich der NS-Ent­
schädigung herangezogen. Das BEG be­
zweckt die Wiedergutmachung von Schä­
den, die den Verfolgten vom NS-Unrechts­
regime zugefügt wurden. 

a. Verfolgter im Sinne des § 1 BEG 

Entschädigungsansprüche können von da­
her nur Verfolgte des NS-Regimes geltend 
machen. Nach § 1 BEG gilt als Verfolgter, 
wer aus Gründen politischer Gegnerschaft 
gegen den Nationalsozialismus oder aus 
Gründen der Rasse, des Glaubens oder der 
Weltanschauung durch nationalsozialisti­
sche Gewaltmaßnahmen (die in § 2 BEG be­
schrieben werden) einen Schaden an Leben, 
Körper, Gesundheit, Freiheit, Eigentum, 
Vermögen, in seinem beruflichen oder wirt­
schaftlichen Fortkommen erlitten hat. 
Einem Verfolgten gleichgestellt werden u.a. 
Personen, die nationalsozialistischen Ge­
waltmaßnahmen ausgesetzt waren, weil sie 
eine vom NS-Staat abgelehnte künstleri­
sche oder wissenschaftliche Richtung ver­
traten oder einem Verfolgten nahestanden. 
Als Verfolgte gelten nach dem BEG u. a. 
auch Hinterbliebene von Verfolgten und 
Geschädigte, die als nahe Angehörige von 
den nationalsozialistischen Gewaltmaßnah­
men mitbetroffen waren. 

In der Anwendung des BEG mussten die 
genannten Verfolgungsgründe selbstver­
ständlich präzisiert werden. Dabei wurde 
z. B. bei der Verfolgung aus Gründen politi­
scher Gegnerschaft darauf abgestellt, dass es 
hier auf die Motivation der Verfolger an­
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kam. Wenn der NS-Staat jemanden verhaf­
tete, weil er von einer politischen Gegner­
schaft des Opfers ausging, kommt es auf die 
tatsächliche Überzeugung des Verhafteten 
nicht mehr an. Angehörigen der von 
Deutschland besetzten Staaten wurde keine 
Verfolgung wegen politischer Gegnerschaft 
gegen den Nationalsozialismus zugebilligt. 
Hier ging man davon aus, dass die Verfol­
gungsmaßnahmen regelmäßig auf Gründen 
der Nationalität beruhten. Auch die Kriegs­
dienstverweigerung führte nicht zu einer 
Verfolgung wegen politischer Gegnerschaft 
zum Nationalsozialismus. 

Die Verfolgten mussten nationalsozialis­
tischen Verfolgungsmaßnahmen im Sinne 
des § 2 BEG auch ausgesetzt sein. Beispiels­
weise wurden jüdische Bürger im seinerzei­
tigen Palästina und heutigen Israel vom 
Rassenwahn der Nationalsozialisten mit 
umfasst, sie waren aber keinen nationalso­
zialistischen Gewaltmaßnahmen ausgesetzt. 

b. Abgrenzung zu allgemeinen Kriegs-
folgen 

Keine Opfer gezielter NS-Verfolgung und 
damit auch keine Verfolgten im Sinne des 
BEG sind diejenigen, die infolge des vom 
nationalsozialistischen Deutschland begon­
nenen Krieges Schäden erlitten haben. 
Kriegsgefangene, Vertriebene, Opfer des 
Bombenkrieges, von so genannten Vergel­
tungsmaßnahmen im Partisanenkrieg und 
Opfer von Vergewaltigungen haben alle ein 
schreckliches Schicksal erlitten, dass letzt­
endlich auf den völkerrechtswidrigen An­
griffskrieg NS-Deutschlands zurückzufüh­
ren ist. Vom BEG wird dieser Personenkreis, 
dessen Schäden den allgemeinen Kriegsfol­
gen zuzurechnen sind, nicht erfasst. 

c. Entschädigungsarten 

Nach dem BEG können als Entschädigung 
Renten, Kapitalentschädigungen, Umschu­
lungsbeihilfen, Heilverfahren (mit Ver­
dienstausfall für die Zeit der Behandlung) 
und die Hinterbliebenenversorgung geleis­
tet werden. Die Geldrenten wurden in ei­
nem Hundertsatz der Versorgungsbezüge 
festgesetzt, die den Versorgungsbezügen 
der Hinterbliebenen eines mit dem Verfolg­
ten nach seiner sozialen und wirtschaft­
lichen Stellung vergleichbaren Bundes­
beamten (im Falle eines Dienstunfalls) ent­
sprechen. 

d. Territorialgrundsatz 

Das BEG diente der Entschädigung der auf 
dem Gebiet des ehemaligen Deutschen Rei­
ches lebenden Verfolgten. Der Verfolgte 
musste sich im Geltungsbereich des BEG 
aufhalten. Vertriebene im Sinne des 
Bundesvertriebenengesetzes waren einge­
schlossen. Auch Staatenlose oder Flücht­
linge im Sinne der Genfer Konvention wur­
den nach dem BEG (eingeschränkt auf 
Schäden an Körper und Gesundheit und der 
Freiheit) entschädigt. 

e. Erfordernis für außergesetzliche 
Regelungen 

Mit dem BEG-Schlussgesetz vom 14. Sep­
tember 1965 konnten spätestens seit dem 
31. Dezember 1969 keine BEG-Anträge 
mehr gestellt werden. Allerdings war offen­
kundig, dass trotz aller Bemühungen nicht 
alle Verfolgten entschädigt worden waren. 
Um hierdurch entstandene Härten zu 
vermeiden, hat die Bundesregierung eine 
Reihe von außergesetzlichen Wiedergutma­
chungsregelungen geschaffen, durch die 
NS-Verfolgte finanzielle Hilfen erhalten 
können. Hierauf besteht kein Rechtsan­
spruch. Für diese Regelungen gelten keine 
Schlussfristen. 
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2.2	 Außergesetzliche 
Regelungen für 
jüdische Verfolgte 
(Artikel 2-Abkommen) 

Die Bundesregierung hat im Jahr 2012 das 
Artikel 2-Abkommen - das von der Jewish 
Claims Conference durchgeführt wird - neu 
gefasst, um insbesondere auch Wiedergut­
machungsleistungen für bislang ohne Ent­
schädigung gebliebene jüdische NS-Ver­
folgte zu ermöglichen. 

Beihilfen 

Danach kann jüdischen NS-Verfolgten im 
Sinne von § 1 BEG, die durch nationalsozia­
listische Gewaltmaßnahmen im Sinne von 
§ 2 BEG unmittelbar betroffen waren oder 
die ihre Eltern durch nationalsozialistische 
Gewaltmaßnahmen verloren haben (als 
Kinder Verfolgte) und die bislang keine 
Entschädigungsleistungen aus deutscher 
Quelle erhalten haben, eine einmalige Bei­
hilfe in Höhe von 2.556,46 Euro gewährt 
werden. 

Eine laufende Beihilfe kann bei wirt­
schaftlicher Notlage unter folgenden Vor­
aussetzungen gewährt werden: 

> Konzentrationslager- oder Ghettohaft 
im Sinne von § 42 Abs. 2 BEG 

> Leben unter menschenunwürdigen 
Bedingungen im Versteck oder in der 
Illegalität unter falscher Identität 

Die Bewilligung einer der beiden Formen 
der Beihilfe schließt grundsätzlich die je­
weils andere aus. Einmalige Beihilfen aus 
deutscher Quelle stehen der Bewilligung ei­
ner laufenden Beihilfe nicht entgegen. 

Die laufende Beihilfe wird für die Dauer der 
wirtschaftlichen Notlage gewährt. Bei der 
Bestimmung des Einkommens bleiben Ren­
ten wegen Alters, verminderter Erwerbsfä­
higkeit sowie wegen Todes oder vergleich­
bare Leistungen unberücksichtigt. 

Auf Leistungen nach dem Artikel 2-Ab­
kommen (einmalige oder laufende Beihil­
fen) besteht kein Rechtsanspruch. Sie sind 
höchstpersönlicher Natur und weder über­
tragbar noch vererblich. Eine Auszahlung 
an Dritte ist nicht zulässig. Eine Ausnahme 
hiervon gilt für den überlebenden Ehegat­
ten oder, wenn dieser ebenfalls bereits ver­
storben ist, für die noch lebenden Kinder 
zur gesamten Hand, wenn der Leistungsbe­
rechtigte nach Antragstellung, jedoch vor 
Entscheidung verstirbt. In diesem Fall ist 
die Leistung auf bis zu 2.556 Euro begrenzt. 

Die Leistungsberechtigung ist nachzu­
weisen. Ist ein Nachweis nicht möglich, 
kann die Leistungsberechtigung auch auf 
geeignete Weise glaubhaft gemacht werden. 

Die Leistung kann ganz oder teilweise 
versagt werden, wenn sich der Antragsteller 
unlauterer Mittel bedient oder vorsätzlich 
oder grob fahrlässig unrichtige oder irre­
führende Angaben gemacht, veranlasst oder 
zugelassen hat. Die Leistung kann ganz oder 
teilweise zurückgefordert werden. 

Anträge können bei den Büros der 
Jewish Claims Conference gestellt werden. 

Institutionen 

Der Bedarf an häuslicher Pflege und medizi­
nischer Betreuung der hoch betagten Über­
lebenden des Holocaust ist besonders groß 
und zudem in den vergangenen Jahren stark 
gestiegen. Die Jewish Claims Conference er­
hält deshalb im Rahmen des Abkommens 
Mittel zur Unterstützung von Einrichtun­
gen, die Hilfe für pflegebedürftige jüdische 
NS-Opfer bereitstellen. 
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2.3	 Fonds für rassisch 
Verfolgte nicht 
jüdischen Glaubens 

Bereits unmittelbar nach dem Luxemburger 
Abkommen wurde der Fonds für rassisch 
Verfolgte nicht jüdischen Glaubens noch 
1952 gegründet. Zuwendungen aus dem 
Fonds in der Fassung vom 15. September 
1966 (BAnz. Nr. 178 vom 22. September 
1966) können an Personen gewährt werden, 
die wegen ihrer jüdischen Abstammung im 
Sinne der Nürnberger Gesetze verfolgt oder 
als nahe Angehörige von der Verfolgung 
mitbetroffen wurden. Außerdem dürfen sie 
weder im Zeitpunkt der Verfolgung noch 
im Zeitpunkt der Entscheidung über ihren 
Beihilfeantrag der jüdischen Glaubensge­
meinschaft angehört haben oder angehö­
ren. Dies ist ein notwendiges Abgrenzungs­
merkmal gegenüber der Zuständigkeit der 
Jewish Claims Conference für Glaubens­
juden. Des Weiteren gehören zum begün­
stigten Personenkreis des Fonds für rassisch 
Verfolgte nicht jüdischen Glaubens Ehegat­
ten von jüdischen Verfolgten, die selbst 
nicht unter die so genannten Nürnberger 
Gesetze fielen, aber wegen der jüdischen 
Abstammung ihres Ehegatten verfolgt oder 
von dessen Verfolgung erheblich mitbetrof­
fen wurden. 

Die Verwaltung des Fonds liegt beim 
Bundesministerium der Finanzen. Auf Leis­
tungen nach diesem Fonds besteht kein 
Rechtsanspruch. Sie sind höchstpersön­
licher Natur und weder übertragbar, noch 
vererblich. 

Beihilfen 

Zuwendungen aus dem Fonds für rassisch 
Verfolgte nicht jüdischen Glaubens können 
als einmalige oder laufende Beihilfen ge­
währt werden, wobei außer der Schwere 
und den Auswirkungen der Verfolgung 

auch die wirtschaftlichen und persönlichen 
Verhältnisse der Antrag stellenden Person 
und ihrer unterhaltsverpflichteten Angehö­
rigen angemessen zu berücksichtigen sind. 
Die Höhe der laufenden Beihilfen wird 
nach Richtsätzen festgelegt, die der allge­
meinen wirtschaftlichen Entwicklung re­
gelmäßig angepasst werden. Einmalige Bei­
hilfen werden allgemein zum Lebensunter­
halt oder zweckgebunden zur Bestreitung 
anderweitig nicht gedeckter Krankheitskos­
ten oder zur Beschaffung von Hausrat und 
Bekleidung gewährt. 

Institutionen 

Nach den Richtlinien des Fonds für rassisch 
Verfolgte nicht jüdischen Glaubens können 
aus diesem Fonds auch Zuschüsse an Träger 
von Alters- oder sonstigen Heimen gewährt 
werden, wenn diese sich verpflichten, eine 
bestimmte Anzahl von Heimplätzen nach 
Bedarf auf Dauer mit Leistungsberechtigten 
zu belegen. 
Anträge auf Individualbeihilfen können 
formlos beim Bundesministerium der Fi­
nanzen gestellt werden. 

2.4	 Richtlinien für 
Verfolgte nicht jüdi­
scher Abstammung 

Die Bundesregierung hat eine entspre­
chende Regelung für Verfolgte nicht jüdi­
scher Abstammung in den „Richtlinien für 
die Vergabe von Mitteln an Verfolgte nicht 
jüdischer Abstammung zur Abgeltung von 
Härten in Einzelfällen im Rahmen der 
Wiedergutmachung“ vom 26. August 1981 
in der Fassung vom 7. März 1988 getroffen, 
sogenannter Wiedergutmachungsdisposi­
tionsfonds (WDF) (BAnz. Nr. 55 vom 
19. März 1988). 
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Nach dieser Regelung kann Verfolgten 
nicht jüdischer Abstammung, die durch na­
tionalsozialistisches Unrecht Gesundheits­
schäden erlitten haben und die aus Grün­
den politischer Gegnerschaft gegen den Na­
tionalsozialismus oder aus Gründen der 
Rasse, des Glaubens oder der Weltanschau­
ung durch nationalsozialistische Gewalt­
maßnahmen verfolgt worden sind (§§ 1, 2 
BEG), aber aus formellen Gründen keine ge­
setzlichen Entschädigungsleistungen erhal­
ten konnten, einmalige Beihilfen bis zu 
2.556,46 Euro und in besonderen Fällen 
auch laufende Beihilfen gewährt werden. 

Ein besonderer Ausnahmefall kann da­
nach vorliegen bei: 

> Haft in einem Konzentrationslager im 
Sinne des Bundesentschädigungsgeset­
zes (BEG) während mindestens 3 Mona­
ten, wobei auch bei kürzeren Haftzeiten 
eine Einzelfallprüfung zugelassen wird. 

> Freiheitsentziehung in bestimmten 
Haftstätten bzw. Leben unter lagerhaft-
ähnlichen Bedingungen während min­
destens 3 Monaten, wobei auch bei kür­
zeren Haftzeiten eine Einzelfallprüfung 
zugelassen wird. 

> Verstecktleben unter menschenun­
würdigen oder besonders erschwerten 
Bedingungen oder in der Illegalität wäh­
rend mindestens 6 Monaten, wenn hier­
durch ein nachhaltiger Gesundheits­
schaden mit einem Grad der Behinde­
rung (GdB) von mindestens 50 eingetre­
ten ist. 

Eine Beihilfe aus dem Wiedergutmachungs­
Dispositions-Fonds kann - im Gegensatz zu 
den zuvor genannten Einmalbeihilfen - un­
ter anderem nur erhalten, wer die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzt bzw. sie späte­
stens bis zum 1. Januar 1999 erworben hat, 
oder, falls er die deutsche Staatsangehörig­
keit nicht besitzt, deutscher Volkszugehöri­
ger im Sinne des Bundesvertriebenengeset­
zes ist. Auf Leistungen nach diesen Richtli­
nien besteht kein Rechtsanspruch. Sie sind 
höchstpersönlicher Natur und weder über­
tragbar, noch vererblich. 

Über Anträge nach diesen Richtlinien 
entscheidet das Bundesministerium der 
Finanzen. 
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III. Regelung für die neuen Bundesländer
 

3.1	 Entschädigungs­
rentengesetz (ERG) 

Zur Regelung der Entschädigung für Be­
rechtigte in den jungen Bundesländern 
wurde das Gesetz über Entschädigungen für 
Opfer des Nationalsozialismus im Beitritts­
gebiet vom 22. April 1992 (BGBl. I S. 906) er­
lassen, das am 1. Mai 1992 in Kraft getreten 
ist. 

Artikel 1 dieses Gesetzes enthält das Ent­
schädigungsrentengesetz (ERG), mit dem 
die Zahlung von Ehrenpensionen und 
Hinterbliebenenpensionen für NS-Ver­
folgte der früheren DDR vom Zeitpunkt des 
Inkrafttretens an neu geregelt wird. 

Die Schaffung einer neuen gesetzlichen 
Grundlage war erforderlich geworden, weil 
die Rechtsgrundlage für die bisher im Bei­
trittsgebiet geleisteten Ehrenpensionen für 
Kämpfer gegen den Faschismus und für 
Verfolgte des Faschismus sowie deren 
Hinterbliebene im Wesentlichen mit dem 
31. Dezember 1991 entfallen ist. Nach dem 
Einigungsvertrag war die in der früheren 
DDR geltende Anordnung für Kämpfer ge­
gen den Faschismus und für Verfolgte des 
Faschismus sowie deren Hinterbliebene 
vom 20. September 1976 nur noch bis zum 
31. Dezember 1991 anzuwenden. Es war je­
doch festgeschrieben, dass die zu diesem 

Zeitpunkt laufenden Ehrenpensionen und 
die sich daraus ableitenden Leistungen an 
Hinterbliebene weiterzugewähren sind. 

Das Entschädigungsrentengesetz sieht 
neben der Weiterzahlung der am 30. April 
1992 laufenden Ehrenpensionen in Form 
von Entschädigungsrenten in modifizierter 
Höhe unter anderem auch ein Neuantrags-
recht für diejenigen NS-Opfer vor, denen 
eine Ehrenpension von den früher zustän­
digen DDR-Stellen aus rechtsstaatswidrigen 
Gründen versagt oder - nach ursprüng­
licher Bewilligung - nachträglich wieder 
entzogen worden ist. Die Durchführung 
dieses Gesetzes obliegt dem Bundesversi­
cherungsamt. 

3.2	 Außergesetzliche 
Regelung auf der 
Grundlage des ERG 

Ebenfalls zum 1. Mai 1992 ist eine ergän­
zende Regelung nach § 8 ERG in Form von 
Richtlinien der Bundesregierung (RL/B; 
BAnz. Nr. 95 vom 21. Mai 1992, S. 4185) in 
Kraft getreten für Personen, die Verfolgte 
im Sinne des § 1 BEG sind, keinen Anspruch 
auf eine Entschädigungsrente nach dem 
Entschädigungsrentengesetz haben und 
wegen ihres Wohnsitzes im Beitrittsgebiet 
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auch keine Leistungen nach anderen 
Wiedergutmachungsregelungen erhalten 
konnten oder erhalten können. Antragsbe­
rechtigt ist auch, wer die ehemalige DDR 
nach dem 30. Juni 1969 verlassen und sei­
nen Wohnsitz im Bundesgebiet nach dem 
Stand vom 2. Oktober 1990 genommen hat. 

Entsprechend der inhaltlichen Vorgabe 
durch § 8 ERG ist Voraussetzung für eine 
Rente nach dieser ergänzenden Regelung, 
die vom Bundesministerium der Finanzen 
durchgeführt wird, unter anderem, dass der 
Verfolgte 

> mindestens sechs Monate in einem 
Konzentrationslager im Sinne des 
Bundesentschädigungsgesetzes inhaf­
tiert war oder 

> eine mindestens zwölfmonatige Haft 
in bestimmten anderen nationalsozia­
listischen Haftstätten verbringen 
musste oder 

> eine mindestens zwölfmonatige son­
stige Freiheitsbeschränkung von be­
stimmter Schwere erlitten hat. 

In besonderen Ausnahmefällen kann auch 
ein anderer, den vorgenannten Tatbestän­
den in Schwere und Auswirkungen ver­
gleichbarer, nachhaltiger Verfolgungsscha­
den berücksichtigt werden. 

Weitere Voraussetzungen der Rentenge­
währung ist die Vollendung des 55. Lebens­
jahres bei Frauen und des 60. Lebensjahres 
bei Männern oder das Vorliegen von Invali­
dität im Sinne des Art. 2 § 7 Abs. 3 des Ren­
ten-Überleitungsgesetzes vom 25. Juli 1991 
(BGBl. I S. 1606). 

Sind Verfolgte, die die Anspruchsvor­
aussetzungen der Richtlinien erfüllen, ver­
storben, so erhalten ihre arbeitsunfähigen 
Witwen und Witwer eine Rente in ent­
sprechender Anwendung des § 2 Abs. 6 
ERG. 

Diese Vorschrift lautet: 

„Entschädigungsrente für Witwen und Wit­
wer wird geleistet, wenn die Ehe vor dem 
1. Januar 1951 geschlossen wurde. Dies gilt 
auch, wenn eine Eheschließung vor dem 
1. Januar 1951 wegen fehlender amtlicher 
Dokumente oder aus anderen wichtigen 
Gründen nicht möglich war oder eine ehe-
ähnliche Gemeinschaft bestand und die Ehe 
erst nach dem Zeitpunkt geschlossen wurde. 
Bei einer Rückkehr aus einer Emigration oder 
bei Entlassung aus einer Internierung, Haft 
oder Kriegsgefangenschaft nach dem 31. De­
zember 1945 tritt an die Stelle des 1. Januar 
1951 der Ablauf von fünf Jahren nach der 
Rückkehr oder Entlassung.“ 

Die Rente beträgt 715,80 Euro (1.400 DM) 
monatlich für Verfolgte und 410 Euro (800 
DM) monatlich für Witwen und Witwer. 

Auf die Rente sind Leistungen anzurech­
nen, die der Berechtigte aufgrund einer 
außerhalb des Bundesentschädigungsgeset­
zes getroffenen Regelung des Bundes oder 
eines Landes bezogen hat oder bezieht. 

Leistungen nach den Richtlinien sind, 
ebenso wie die Entschädigungsrenten nach 
dem Entschädigungsrentengesetz, ganz 
oder teilweise zu versagen oder abzuerken­
nen, wenn der Berechtigte oder derjenige, 
von dem sich die Berechtigung ableitet, ge­
gen die Grundsätze der Menschlichkeit 
oder der Rechtsstaatlichkeit verstoßen oder 
in schwerwiegendem Maße seine Stellung 
zum eigenen Vorteil oder zum Nachteil an­
derer missbraucht hat. 

Anträge auf Bewilligung einer Entschä­
digungsrente können gestellt werden beim 
Bundesministerium der Finanzen. 
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3.3	 Vermögensrechtliche 
Regelungen im Bei­
trittsgebiet 

Zunächst trat mit dem Einigungsvertrag das 
Vermögensgesetz am 29. September 1990 in 
Kraft. Nach § 1 Abs. 6 ist es auch auf An­
sprüche von Bürgern und Vereinigungen 
anzuwenden, die in der Zeit vom 30. Januar 
1933 bis zum 8. Mai 1945 aus rassischen, 
politischen, religiösen oder weltanschau­
lichen Gründen verfolgt wurden und des­
halb ihr Vermögen verloren haben. Das Ge­
setz knüpft insoweit an rückerstattungs­
rechtliche Regelungen an. Die Ansprüche 
mussten bis Ende 1992 (Immobilien) bzw. 
bis Ende Juni 1993 (bewegliches Vermögen) 
angemeldet werden. Für erbenlose oder 
nicht angemeldete jüdische Vermögensver­
luste sieht das Gesetz die Jewish Claims 
Conference (JCC) als Rechtsnachfolger vor. 
Der Wert der Rückübertragungen an NS-
Verfolgte nach diesem Gesetz lässt sich nur 
zum Teil beziffern. Nach Angaben der JCC 
wurden aus dem Verkauf von restituiertem 
Vermögen bis Ende 2001 mehr als 724 Mio. 
Euro erlöst. 

Sind die Rückübertragungen nicht 
möglich oder haben die Betroffenen ihr 
Wahlrecht auf Entschädigung ausgeübt, 
erhalten sie die Entschädigung nach dem 
NS-Verfolgten-Entschädigungsgesetz (NS-
VEntschG). Die Leistungen werden aus dem 
Entschädigungsfonds, einem Sondervermö­
gen des Bundes, erbracht. Die Höhe der Ent­
schädigung richtet sich nach rückerstat­
tungsrechtlichen Regelungen. Sie ist aber 
unter Berücksichtigung der seither verflos­
senen Zeit verdoppelt worden. Bis Ende 
2011 sind Entschädigungsleistungen in 
Höhe von 1,83 Mrd. Euro ausgezahlt wor­
den. 

Damit die Entschädigungen den Betrof­
fenen früher zugutekommen können und 
zur schnelleren Abarbeitung wurden in 
gleichartig gelagerten Fällen, in denen die 
JCC Berechtigte ist, seit 2002 Globalverglei­
che zwischen dem Entschädigungsfonds 
und der JCC abgeschlossen. Die Vergleiche 
betrafen Schäden an Synagogen und ihrem 
Inventar (2002), an beweglichen Sachen und 
Hausrat (2004), an Vermögen von freiberuf­
lich tätigen Personen (2006), an Grund­
pfandrechten und Kontoguthaben (2007), 
an Organisationsvermögen (2009), Beklei­
dungsgewerbe (2011/12) und Wertpapieren 
(2012). 

US-Bürger/innen konnten bis 1976 An­
sprüche auf Vermögensverluste im Bei­
trittsgebiet bei einer von der US-Regierung 
eingesetzten Kommission anmelden. Die 
anschließend mit der DDR geführten Ge­
spräche über Entschädigungen blieben er­
gebnislos. Nach der Wiedervereinigung 
wurden die Verhandlungen mit der 
Bundesregierung fortgeführt und mit dem 
Pauschalentschädigungsabkommen vom 
13. Mai 1992 abgeschlossen. Mit dem Ab­
kommen wurde den betroffenen US-Bür­
gern die Möglichkeit eingeräumt, sich ent­
weder aus diesem Abkommen in den Ver­
einigten Staaten entschädigen zu lassen 
oder am oben genannten deutschen vermö­
gensrechtlichen Verfahren teilzunehmen. 
Für die Entschädigung in den Vereinigten 
Staaten hat die Bundesregierung insgesamt 
rd. 102 Mio. US-Dollar überwiesen. Welcher 
Anteil an NS-Verfolgte ausgezahlt wurde, 
ist nicht bekannt. Zu den Berechtigten zäh­
len auch ca. 1.000 jüdische Anspruchsteller, 
die die amerikanische Staatsangehörigkeit 
erst nach der Vermögensschädigung, aber 
vor Ende 1951 erworben haben. 



Seite 22 Regelungen auf der Grundlage des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes (AKG) 

IV. Regelungen auf der Grundlage des 
Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes (AKG) 

4.1	 Allgemeines Kriegsfol­
gengesetz (AKG) vom 
5. November 1957 

Das Gesetz zur allgemeinen Regelung durch 
den Krieg und den Zusammenbruch des 
Deutschen Reiches entstandener Schäden 
(Allgemeines Kriegsfolgengesetz - AKG) 
vom 5. November 1957 (BGBl. I S. 1747), zu­
letzt geändert durch Artikel 2 Absatz 16 des 
Gesetzes vom 12. August 2005 (BGBl. I S. 
2354) regelt in § 5 die Ansprüche von Ge­
schädigten des NS-Regimes, die nicht die 
Verfolgteneigenschaft im Sinne der §§ 1 
und 2 des Bundesentschädigungsgesetzes 
(BEG) besitzen. Während die Wiedergutma­
chungsgesetze sämtliche in Betracht kom­
menden Vermögens- und Nichtvermögens­
schäden regeln, sieht das Allgemeine 
Kriegsfolgengesetz nur Entschädigung für 
Schaden an Leben, Körper oder Gesundheit 
und an Freiheit vor. § 5 AKG gewährt für 
rechtswidrige Verletzungen dieser Rechts­
güter Anspruch auf Schadenersatz nach den 
allgemeinen Rechtsvorschriften, insbeson­
dere nach den Vorschriften über die Staats­
haftung und nach den bürgerlich-recht­
lichen Vorschriften über unerlaubte Hand­
lungen (§§ 823 ff BGB). 

Ansprüche nach § 5 AKG wurden nur dann 
zuerkannt, wenn die Geschädigten am 
31. Dezember 1952 ihren Wohnsitz oder 
ständigen Aufenthalt im damaligen Gel­
tungsbereich des AKG oder in einem Staat 
hatten, der die Regierung der Bundesrepu­
blik Deutschland am 1. April 1956 aner­
kannt hatte (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 AKG), oder eine 
der sonstigen in § 6 AKG genannten Wohn­
sitz- und Stichtagsvoraussetzungen erfüllt. 
Ausnahmeregelungen für Vertriebene (Aus­
siedler), Heimkehrer sowie Personen, die 
erst nach dem 31. Dezember 1952 im 
Wege der Familienzusammenführung in 
das Bundesgebiet gelangt sind, haben heute 
praktisch keine Bedeutung mehr. 

Die vorgenannten Ansprüche mussten 
grundsätzlich binnen eines Jahres nach In­
krafttreten des Gesetzes, d. h. bis zum 
31. Dezember 1958, angemeldet werden 
(§ 28 AKG). Bei Versäumung der Anmelde­
frist konnte innerhalb eines weiteren Jah­
res, also bis zum 31. Dezember 1959, Nach­
frist gewährt werden. 

Ansprüche nach § 5 AKG werden heute 
im Wesentlichen nur noch abgewickelt. 
Neuanmeldungen sind nur noch in weni­
gen Ausnahmefällen möglich, nämlich bei 
Ansprüchen, die nach dem Inkrafttreten 
des Gesetzes entstanden sind. In diesen Fäl­
len beginnt die einjährige Anmeldefrist mit 
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der Entstehung des Anspruchs. Dies kann 
z. B. für einen erst später auftretenden oder 
sich wesentlich verschlimmernden Gesund­
heitsschaden zutreffen. Dasselbe gilt für ei­
nen Schaden in der gesetzlichen Altersver­
sorgung, der auf dem Ausfall von Beitrags­
zahlungen infolge einer widerrechtlichen 
Freiheitsentziehung beruht und sich erst bei 
Eintritt des Versorgungsfalles zeigt. 

Zuständig für die Bearbeitung von An­
sprüchen nach § 5 AKG ist seit dem 1. Au­
gust 2008 die Bundesfinanzdirektion West. 

4.2	 Richtlinien der 
Bundesregierung 
über Härteleistungen 
an Opfer von national­
sozialistischen 
Unrechtsmaßnahmen 
im Rahmen des Allge­
meinen Kriegsfolgen­
gesetzes 
-AKG-Härterichtlinien­

a) Geltungsbereich 

Leistungen nach den Richtlinien der 
Bundesregierung über Härteleistungen an 
Opfer von nationalsozialistischen Un­
rechtsmaßnahmen im Rahmen des Allge­
meinen Kriegsfolgengesetzes (AKG) - AKG-
Härterichtlinien – vom 7. März 1988 in der 
Neufassung vom 28. März 2011 (BAnz. vom 
1. April 2011, Seite 1229) sollen Personen 
zugutekommen, die nicht Verfolgte im 
Sinne des § 1 Bundesentschädigungsgesetz 
(BEG) sind, aber wegen ihrer körperlichen 
oder geistigen Verfassung oder wegen ihres 
gesellschaftlichen oder persönlichen Ver­
haltens vom NS-Regime als Einzelne oder 
als Angehörige von Gruppen angefeindet 

wurden und denen deswegen Unrecht zu­
gefügt wurde. Die Leistungen sollen Härten 
mildern, die trotz der gesetzlichen Entschä­
digungsregelung nach dem AKG wegen 
Versäumung gesetzlicher Antragsfristen 
oder aus anderen Gründen verblieben sind. 

Nach den AKG-Härterichtlinien können 
einmalige Beihilfen bis zu 2.556,46 Euro ge­
währt werden. Darüber hinaus sehen die 
Richtlinien für besondere Ausnahmefälle, 
in denen außergewöhnliche Umstände die 
Gewährung einer weitergehenden Hilfe er­
forderlich machen, laufende Leistungen 
vor. 

Die AKG-Härterichtlinien bezwecken 
keinen finanziellen Ausgleich für Kriegs­
schäden, reine Vermögensschäden sowie 
für vorkriegs- oder kriegsbedingte Lebens­
beeinträchtigungen aller Art. 

b) Antragsberechtigte 

Antragsberechtigt nach diesen Richtlinien 
sind alle durch NS-Unrecht geschädigten 
Personen, die nicht Verfolgte im Sinne des 
BEG sind. 

Zu den Antragsberechtigten gehören 
verschiedene Gruppen von Personen, die 
durch rechtsstaatswidrige Handlungen von 
Rechtsträgern des Deutschen Reichs ge­
schädigt wurden. Hier sind zunächst die 
Opfer von Sterilisation und Euthanasie zu 
nennen. 

Ferner kann es sich um Personen han­
deln, die von NS-Staats- oder Parteiorganen 
als „Arbeitsscheue“, „Arbeitsverweigerer“, 
„Asoziale“, „Homosexuelle“, „Wehrkraftzer­
setzer“, „Wehrdienstverweigerer“, „Krimi­
nelle“, „Landstreicher“ angesehen und des­
halb NS-Unrechtsmaßnahmen ausgesetzt 
waren, z. B. in Konzentrationslagern oder 
ähnlichen Einrichtungen gefangen gehalten 
wurden. Fälle psychiatrischer Verfolgung 
kommen ebenfalls in Betracht. Auch der so 
genannte Jugendwiderstand kann je nach 
Einzelfall zu Leistungen nach den AKG-
Härterichtlinien führen. Ohne Anspruch 
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auf Vollständigkeit ist zu einzelnen dieser 
Personengruppen und Schadenssachver­
halte Folgendes zu bemerken: 

Zwangssterilisierte 

Zwangssterilisierte, die die Voraussetzun­
gen für Entschädigungsleistungen nach 
dem BEG nicht erfüllen, erhalten aufgrund 
der AKG-Härterichtlinien auf Antrag eine 
einmalige Beihilfe von 2.556,46 Euro sowie 
laufende monatliche Zahlungen in Höhe 
von 291 Euro seit dem 1. Januar 2011 (zuvor 
120 Euro). 
In Ausnahmefällen können zusätzlich er­
gänzende laufende Leistungen gewährt 
werden. 

Euthanasie-Opfer 

Die so genannten Euthanasie-Anstalten 
werden als Haftstätten im Sinne der Richtli­
nien angesehen, weil in ihnen die Men­
schenwürde regelmäßig missachtet wurde 
und die Insassen in ständiger physischer 
und psychischer Bedrohung leben mussten. 
Hierzu rechnen die Anstalten Grafeneck/ 
Württ., Hartheim bei Linz, Sonnenschein 
bei Pirna, Bernburg/Saale, Hadamar bei 
Limburg und Brandenburg/Havel. Die un­
mittelbar betroffenen Euthanasie-Opfer er­
halten auf Antrag eine einmalige Beihilfe 
von 2.556,46 Euro sowie seit dem 
1. Januar 2011 laufende monatliche Zahlun­
gen in Höhe von 291 Euro. In Ausnahmefäl­
len können zusätzlich ergänzende laufende 
Leistungen gewährt werden. 

Auch Hinterbliebene (Ehepartner und 
Kinder) von NS-Opfern, die in so genannten 
Euthanasie-Anstalten umgekommen sind, 
können unter bestimmten Voraussetzun­
gen, insbesondere wenn ihnen Unterhalts­
leistungen entgangen sind, als Ausnahme­
regelung die Einmalleistung erhalten. 

Homosexuelle 

Aufgrund eines Runderlasses des Reichssi­
cherheitshauptamtes vom 12. Juli 1940 wur­
den zahlreiche Homosexuelle entweder 
ohne Verurteilung oder nach Verbüßung ei­
ner Haftstrafe in Konzentrationslager ver­
bracht. Für Schäden, die durch solche Maß­
nahmen, insbesondere durch Verbringung 
in ein Konzentrationslager, entstanden 
sind, können Leistungen gewährt werden. 

Kriminelle 

Durch einen Runderlass des Reichs- und 
Preußischen Ministers des Innern vom 
14. Dezember 1937 wurde die Kriminalpoli­
zei ermächtigt, unter gewissen Vorausset­
zungen Berufs- und Gewohnheitsverbre­
cher in Vorbeugungshaft zu nehmen (vgl. 
Buchheim, Die Aktion „Arbeitsscheu Reich“, 
Gutachten des Instituts für Zeitgeschichte, 
Band II, Stuttgart [1966], S. 189 ff). Soweit 
Kriminelle ohne Strafverfahren oder über 
die in einem Strafverfahren ausgesprochene 
Verurteilung hinaus in Haft genommen 
wurden, kommen ebenfalls Leistungen in 
Betracht. 

„Arbeitsscheue“, „Arbeitsver­

weigerer“, „Landstreicher“ und 

„Asoziale“ 

Gegen diesen Personenkreis wurden wäh­
rend der NS-Herrschaft ebenfalls so ge­
nannte vorbeugende Maßnahmen getrof­
fen. Damit sollten diese Personen einer ge­
regelten Arbeit zugeführt und gleichzeitig 
Arbeitskräfte, für die wegen der angespann­
ten Lage auf dem Arbeitsmarkt ein Bedarf 
bestand, gewonnen werden. Grundlagen für 
diese Maßnahmen waren u. a. der bereits er­
wähnte Erlass des Reichs- und Preußischen 
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Ministers des Innern vom 14. Dezember 
1937 sowie ein Erlass des Reichsministers 
des Innern vom 18. September 1939 (Buch­
heim, a.a.O. Band II, S. 189 ff). Geschädigte, 
die von solchen Maßnahmen betroffen wa­
ren, können gleichfalls Leistungen beantra­
gen. 

Opfer der NS-Gerichtsbarkeit 

Die Richtlinien sehen Leistungen auch in 
Fällen gerichtlich verhängter und verbüßter 
Strafen vor, wenn sich im jeweiligen Einzel­
fall ergibt, dass das Urteil oder die Vollstre­
ckung des Urteils rechtsstaatswidrig war. 

Ein rechtsstaatswidriges Urteil liegt z. B. 
vor, wenn das Strafmaß, verglichen mit der 
zur Last gelegten Straftat, als übermäßig 
hart und grausam angesehen werden muss. 
Bei der Prüfung dieser Frage wird der jewei­
lige Strafrahmen des vor dem 30. Januar 
1933 geltenden Reichsstrafgesetzbuchs 
oder, bei Militärstraftaten, des Militärstraf­
gesetzbuchs in der Fassung vom 15. Juni 
1926 zugrunde gelegt. Maßgebend ist 
grundsätzlich die letztinstanzliche Ent­
scheidung oder eine spätere Gnadenent­
scheidung. 

Wenn die Verurteilung nach dem baye­
rischen Gesetz Nr. 21 zur Wiedergutma­
chung nationalsozialistischen Unrechts in 
der Strafrechtspflege vom 28. Mai 1945 
(BayGVBl Nr. 11/1946, S. 180), nach einem 
entsprechenden anderen Landesgesetz oder 
nach dem Gesetz zur Beseitigung national­
sozialistischer Unrechtsurteile vom 25. Mai 
1990 (BGBl. I S. 966) aufgehoben wurde oder 
hätte aufgehoben werden können, liegt re­
gelmäßig eine NS-Unrechtsmaßnahme vor, 
soweit nicht Straftatbestände erfüllt waren, 
die bereits vor dem 30. Januar 1933 bestan­
den. Gleiches gilt für das NS-Aufhebungsge­
setz. 

Bei Todesurteilen aus der Zeit vom 
30. Januar 1933 bis 8. Mai 1945 wegen mili­
tärischer Straftaten, die nicht bereits vor 
dem 8. Mai 1945 aufgehoben worden sind, 
besteht eine tatsächliche Vermutung im 
Sinne eines Anscheinsbeweises für Unrecht 
im Strafmaß, sofern sich die Strafe nicht im 
Einzelfall als gerechtfertigt erweist (vgl. 
Bundessozialgericht, NJW 1992, S. 934). Bei 
Verurteilungen zu Freiheitsstrafen wegen 
Verstoßes gegen das Verbot des Abhörens 
von Feindsendern oder wegen Umgangs 
mit Kriegsgefangenen und anderen Auslän­
dern sind regelmäßig ebenfalls die Voraus­
setzungen für eine Leistung nach den AKG-
Härterichtlinien gegeben. 

Leistungen nach den AKG-Härterichtli­
nien erhalten demzufolge auch Personen, 
die in den Jahren zwischen 1933 und 1945 
Freiheitsstrafen verbüßt haben, sofern diese 
auf strafrechtlichen Entscheidungen beru­
hen, die durch das Gesetz zur Aufhebung 
nationalsozialistischer Unrechtsurteile in 
der Strafrechtspflege (NS-AufhG) vom 
25. August 1998 (BGBl. I 1998 2501), geän­
dert durch das Gesetz vom 23. Juli 2002 
(BGBl. I 2002 2714), aufgehoben wurden. 

Leistungen sind regelmäßig ausge­
schlossen, soweit die aufgrund eines Urteils 
aus der Zeit vom 30. Januar 1933 bis 8. Mai 
1945 verbüßte Strafe nach dem 8. Mai 1945 
von einem deutschen oder alliierten Ge­
richt im Ergebnis als rechtmäßig bestätigt 
wurde. 

Nationalsozialistisches Unrecht kann 
auch in der Art und Weise der Strafvoll­
streckung vorliegen. Regelbeispiel hierzu ist 
die KZ-Haft. 

Bei Verurteilungen von Wehrmachtsan­
gehörigen können Ansprüche nach dem 
Bundesversorgungsgesetz in Betracht kom­
men, die vorrangig von den Versorgungsbe­
hörden der Länder zu prüfen sind. 
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c) Weitere Leistungsvoraussetzungen 

Eine einmalige Beihilfe nach den AKG-Här­
terichtlinien wird nur auf Antrag gewährt. 
Sie ist nur möglich an Personen, welche die 
deutsche Staatsangehörigkeit besitzen oder, 
falls sie die deutsche Staatsangehörigkeit 
nicht besitzen oder erst nach dem 8. Mai 
1945 erworben haben, deutsche Volkszuge-
hörige im Sinne der §§ 1 und 6 Bundesver­
triebenengesetz sind. Sie müssen im Zeit­
punkt der Antragstellung ihren Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt in der Bundes­
republik Deutschland haben. 

Die Beihilfe ist höchstpersönlicher Na­
tur und daher nicht übertragbar. Erben von 
Geschädigten haben kein Antragsrecht. In 
Ausnahmefällen können Beihilfen auch an 
den/die hinterbliebene(n) Ehegatten/Ehe­
gattin geleistet werden, wenn diese von den 
gegen ihre(n) Ehepartner/in gerichteten 
Unrechtsmaßnahmen oder deren Auswir­
kungen erheblich mit betroffen wurden. 

Kinder, deren Elternteile aufgrund einer 
NS-Unrechtsmaßnahme getötet worden 
sind, können eine einmalige Beihilfe in 
Höhe von 2.556,46 Euro erhalten, wenn sie 
zum Zeitpunkt der Tötung das 21. Lebens­
jahr noch nicht vollendet hatten oder auf­
grund ihrer Ausbildung unterhaltsberech­
tigt waren und das 27. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hatten. 

Die nach den AKG-Härterichtlinien ge­
währten Leistungen sollen den Betroffenen 
als Ausgleich für das erlittene Unrecht zu­
gutekommen. Sie sollen daher nicht zur 
Minderung der Einkünfte führen, auf die 
Betroffene einen gesetzlichen Anspruch ha­
ben. 

d) Leistungen 

Zu unterscheiden sind Einmalzahlungen 
(bis zu 2.556,46 Euro), monatliche laufende 
Leistungen (291 Euro) und ergänzende lau­
fende Leistungen (einzelfallabhängig). 

Personen, die einen erheblichen Körper-
oder Gesundheitsschaden erlitten haben, 
Zwangssterilisierte und Euthanasie-Geschä­
digte erhalten eine einmalige Beihilfe in 
Höhe von 2.556,46 Euro. Personen, die 
einen Freiheitsschaden erlitten haben, er­
halten für jeden angefangenen Haftmonat 
einen einmaligen Betrag in Höhe von 
76,69 Euro, höchstens insgesamt 2.556,46 
Euro. 

Zwangssterilisierte und unmittelbar von 
Euthanasie-Maßnahmen betroffene Opfer 
bekommen zusätzlich zur Einmalbeihilfe 
laufende monatliche Leistungen in Höhe 
von 291 Euro (seit dem 1. Januar 2011). 

In besonderen Ausnahmefällen, in de­
nen außergewöhnliche Umstände die Ge­
währung einer weitergehenden Hilfe erfor­
derlich machen, und die Opfer sich zudem 
gegenwärtig in einer finanziellen Notlage 
befinden, können ergänzende laufende 
Leistungen gewährt werden. Hierbei sind 
insbesondere die Art und die Schwere des 
Hergangs der Unrechtshandlung sowie die 
Stärke und Dauer ihrer Auswirkungen zu 
berücksichtigen. 

Von außergewöhnlichen Umständen ist 
insbesondere auszugehen bei: 

> Haft in einem Konzentrationslager im 
Sinne des § 42 Abs. 2 BEG von mindes­
tens neun Monaten, 

> Freiheitsentziehung in einer anderen 
Haftstätte oder in einer Euthanasiean­
stalt von mindestens 18 Monaten Dauer, 

> Verstecktleben unter menschenun­
würdigen oder besonders erschwerten 
Bedingungen von mindestens 30 Mona­
ten Dauer oder 
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> Personen, die in der Zeit des NS-Regi­
mes zwangsweise sterilisiert worden 
sind. 

Eine Leistung kann abweichend von den 
vorgenannten Voraussetzungen auch ge­
währt werden, wenn im Einzelfall gegebene 
besondere Umstände eine Hilfe erforderlich 
machen. 

Bis zur Novellierung der AKG-Härte­
richtlinien im Herbst 2002 war allgemeine 
Leistungsvoraussetzung, dass sich der/die 
Antragsteller/in in einer gegenwärtigen 
Notlage befindet. Die Notlagengrenze 
wurde in Übereinstimmung mit den Durch­
führungsbestimmungen zum BEG fest­
gelegt. Seitdem können Einmalleistungen 
auch dann gewährt werden, wenn das 
Familieneinkommen die Notlagengrenze 
übersteigt. Für die Gewährung von laufen­
den Leistungen an Zwangssterilisierte und 
an unmittelbar von Euthanasie-Maßnah­
men betroffene Opfer gilt dies ebenfalls. Für 
ergänzende laufende Leistungen gilt hinge­
gen die Notlagengrenze fort. 

Anträge, die mangels Erfüllung der Not­
lagengrenze abgelehnt worden waren, wur­
den von Amts wegen wieder aufgegriffen 
und ggf. neu beschieden. 

e) Bearbeitung der Anträge durch die 
Bundesfinanzdirektion West 

Die AKG-Härterichtlinien werden zentral 
von der Bundesfinanzdirektion West 
durchgeführt. Eine Anmeldefrist besteht 
nicht. 

4.3	 Leistungen an Opfer 
der NS-Militärjustiz 

Personen, die während des Zweiten Welt­
krieges aufgrund der Tatbestände „Fahnen­
flucht“, „Wehrkraftzersetzung“ oder 
„Kriegsdienstverweigerung“ verurteilt wur­
den, konnten nach dem „Erlass zur ab­
schließenden Regelung der Rehabilitierung 
und Entschädigung von während des Zwei­
ten Weltkrieges aufgrund der Tatbestände 
Wehrkraftzersetzung, Kriegsdienstverwei­
gerung und Fahnenflucht Verurteilten vom 
17. Dezember 1997“ (BAnz. Nr. 2 vom 6. Ja­
nuar 1998), zuletzt geändert am 30. Dezem­
ber 1998 (BAnz. Nr. 8 vom 14. Januar 1999) 
eine zusätzliche, auf bereits erhaltene oder 
noch zuzusprechende Leistungen nach den 
AKG-Härterichtlinien nicht anrechenbare 
Einmalleistung von 3.834,68 Euro erhalten. 
Die Regelung ging auf eine Entscheidung 
des Deutschen Bundestages vom 15. Mai 
1997 zurück. Der Deutsche Bundestag hatte 
festgestellt, dass die von der Wehrmachts­
justiz während des Zweiten Weltkriegs 
wegen dieser Tatbestände verhängten Ur­
teile unter Anlegung rechtsstaatlicher 
Wertmaßstäbe Unrecht waren. Er hatte da­
her die Bundesregierung aufgefordert, den 
Opfern der Wehrmachtsjustiz bzw. ihren 
Angehörigen eine einmalige, nicht anre­
chenbare Leistung von 3.834,68 Euro zu ge­
währen. Es sind über 500 Fälle positiv ent­
schieden worden. 

Die Antragsfrist war am 31. Dezember 
1999 abgelaufen. 

4.4	 Auskunftsstelle 

Bei der Bundesfinanzdirektion West ist eine 
Auskunftsstelle eingerichtet worden, die zu 
allen Fragen der Entschädigung von NS-
Unrecht Auskunft erteilt. 
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Anlage 1: Leistungen der öffentlichen Hand auf dem Gebiet der 
Wiedergutmachung

Stand: 31. Dezember 2011 

 
BBeträge in Mrd. Euro   

 bis 2010 in 2011 bis 2011 

Bisherige Leistungen      

 1. Bundesentschädigungsgesetz (BEG)  46,417  0,309  46,726 

 2. Bundesrückerstattungsgesetz (BRüG)   2,023  0,000  2,023 

 3. Entschädigungsrentengesetz (ERG)  0,802  0,011  0,813 

 4. NS-Verfolgtenentschädigungsgesetz 
(NS-VEntschG) 

 1,825  0,103  1,928 

 5. Israelvertrag  1,764  0,000  1,764 

 6. Globalverträge (u. Ä.)  1,460  0,029*  1,489 

 7. Sonstige Leistungen  
• davon Öffentlicher Dienst, 
• davon Wapniarka, NGJ-Fonds, 

Menschenversuchsopfer, Art. VI BEG-SG etc. 

 5,351  0,160 
 0,150 
 0,010 

 5,511 

 8. Leistungen der Länder außerhalb des BEG  1,721  0,038  1,759 

 9. Härteregelungen (ohne Länder)   4,160  0,310  4,470 

10. Stiftung „Erinnerung, Verantwortung und 
Zukunft“ 

 2,556  0,000  2,556 

GGESAMT: 68,079 0,960 69,039 

*Buchausgleich für Vorjahre

Nach dem erklärten Willen der Bundesregierung sollen die zuerkannten laufenden Entschädigungszahlungen den 
Verfolgten des Nazi-Regimes bis an deren Lebensende zugute kommen.
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Die Leistungen nach dem Bundesentschädi-
gungsgesetz (BEG) und dem Bundesrücker-
stattungsgesetz (BRüG) verteilen sich zu
etwa 17 v. H. auf das Inland, zu etwa 40 v. H.
auf Israel und im Übrigen auf das sonstige
Ausland. Die Rentenleistungen nach dem
BEG verbleiben zu etwa 15 v. H. im Inland,
der Anteil von rd. 85 v. H. fließt ins Ausland.
In der Zeit vom 1. Oktober 1953 bis 31. De-
zember 1987 sind 4.384.138 Anträge auf
Entschädigung nach dem Bundesergän-
zungsgesetz zur Entschädigung für Opfer

der nationalsozialistischen Verfolgung
(BErgG) vom 18. September 1953 (BGBl. I, S.
1387), nach dem Bundesgesetz zur Entschä-
digung für Opfer der nationalsozialistischen
Verfolgung (Bundesentschädigungsgesetz –
BEG  ) vom 29. Juni 1956 (BGBl. I, S. 559) und
nach dem Zweiten Gesetz zur Änderung des
Bundesentschädigungsgesetzes (BEG-
Schlussgesetz) vom 14. September 1965
(BGBl. I, S. 1315) gestellt und auf folgende
Weise erledigt worden:

Die Zahl der Antragstellerinnen und An-
tragsteller ist statistisch nicht erfasst. Sie ist
nicht identisch mit der Zahl der gestellten
Anträge, weil nach Mitteilung der für die
Durchführung des BEG zuständigen
Bundesländer jeder Anspruchsberechtigte
im Durchschnitt mehr als einen Antrag ge-
stellt hat. Die Anzahl der von der Gesamt-
heit oder auch einzelnen Antragstellern gel-
tend gemachten Ansprüche ist ebenfalls
nicht zu ermitteln. Die Zahl der Anträge
und Erledigungen ab dem 1. Januar 1988 bis
heute ist rückläufig und gering; sie wird da-
her statistisch von den Ländern nicht mehr
erfasst.

Die Verfahren nach dem BRüG sind bis
auf einen unbedeutenden Rest abgeschlos-
sen.

In der Übersicht nicht berücksichtigt
sind nicht bezifferbare sonstige Leistungen
in Milliardenhöhe nach anderen Regelun-
gen, wie z. B. dem Gesetz über die Behand-

lung der Verfolgten des Nationalsozialismus
in der Sozialversicherung, dem Bundesge-
setz zur Wiedergutmachung nationalsozia-
listischen Unrechts in der Kriegsopferver-
sorgung und dem Allgemeinen Kriegsfol-
gengesetz.

Die Stiftung „Erinnerung, Verantwor-
tung und Zukunft“ hat keine laufenden
Entschädigungszahlungen vorgenommen,
sondern nur Einmalzahlungen. Die Stiftung
wurde mit einem Gesamtbetrag von 
5,1 Mrd. Euro ausgestattet, von denen der
Bund den in der Tabelle ausgewiesenen Be-
trag von 2,556 Mrd. Euro getragen hat, den
Rest die Unternehmen der Stiftungsinitia-
tive der deutschen Wirtschaft. Insgesamt
hat die Stiftung für Zwangsarbeiter und an-
dere NS-Opfer bis zum Jahr 2007 (Abschluss
des Auszahlungsverfahrens) über 4,7 Mrd.
Euro für rund 1,7 Mio. leistungsberechtigte
NS-Opfer, vor allem Zwangsarbeiter, ver-
ausgabt.

Zuerkennungen 2.014.142 

Ablehnungen 1.246.571 

Sonstige Erledigungen (z. B. Rücknahmen) 1.123.425 
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Anlage 2: Wiedergutmachung durch die Länder außerhalb des BEG
1950 bis 2011

(nach Angaben der Länder)

LLänder 
in 2011 

- in 1.000 Euro - 

bis Ende 2011 

- in Mio. Euro - 

Baden-Württemberg  6  37 

Bayern  10.114  163 

Berlin  16.807  720 

Bremen  73  12 

Hamburg  242  75 

Hessen  2.456  64 

Niedersachsen  2.038  97 

Nordrhein-Westfalen  942  504 

Rheinland-Pfalz  5.488  60 

Saarland  44  1 

Schleswig-Holstein  52  25 

GESAMT:  38.262 Tsd. Euro  ~ 1.759 Mio. Euro 

 

Hinweis: Die Beträge wurden gerundet.
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Anlage 4 (1): AKG Härteleistungen an Opfer von 
nationalsozialistischen Unrechtsmaßnahmen

Stand: 31. Dezember 2011 

Einmal-Leistungen 
 

Anträge insgesamt 7.9661 

Positive 
Entscheidungen 

 

  
insgesamt 6.2662 

Negative 
Entscheidungen bzw. 
Weiterleitungsfälle 

 

insgesamt 2.4672 

den nachstehenden Fallgruppen 
wie folgt zuzuordnen 

  

 
Zwangssterilisation  4.668 

„Euthanasie“-Geschädigte  497 

Zwangsarbeiter  140 

„Wehrkraftzersetzer“  304 

„Kriminelle“   46 

„Asoziale“  288 

Homosexuelle   20 

Wehrdienstverweigerer 59 

„psychiatrisch Verfolgte“ 39 

Angehörige einer Jugendgruppe 9 

„Arbeitsverweigerer“ 29 

„Arbeitsscheue“ 33 

„Landstreicher“ 4 

nicht oder nicht eindeutig 
zuzuordnen 1.830 

 
 5.011 3 

 334 

 3 

 87 

 26 

 174 

 8 

 9 

 17 

 1 

 17 

 30 

 1 

 
 548 

 
 291 

 220 

 158 

 148 

 23 

 140 

 10 

 32 

 13 

 9 

 9 

 13 

 2 

 
 1.399 

 
1. Von 1980 bis 1988 wurden außerdem bereits rund 9.470 Anträge von Zwangssterilisierten entgegengenommen.
2. In diesen Zahlen sind auch Entscheidungen aufgrund von Anträgen enthalten, die vor 1988 eingegangen sind.
3. Bis 1988 wurden außerdem bereits in 8.805 Fällen Leistungen an Zwangssterilisierte gezahlt.
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Anlage 4 (2): AKG Härteleistungen an Opfer von 
nationalsozialistischen Unrechtsmaßnahmen

Stand: 31. Dezember 2011 

Laufende Leistungen nach § 6 AKG-Härterichtlinien 
 

Anträge insgesamt 3.855 

Positive 
Entscheidungen 

  
 

insgesamt 2.140 

Negative 
Entscheidungen bzw. 
Weiterleitungsfälle 

 

insgesamt 1.129 

den nachstehenden Fallgruppen 
wie folgt zuzuordnen 

  

 
Zwangssterilisation 3.142 

Zwangsarbeiter 21 

„Euthanasie“-Geschädigte 58 

„Wehrkraftzersetzer“ 28 

Wehrdienstverweigerer 2 

„Kriminelle“ 1 

Homosexuelle 5 

Angehörige einer Jugendgruppe 1 

„Asoziale“ 3 

„psychiatrisch Verfolgte“ 0 

Arbeitsverweigerer 0 

nicht oder nicht eindeutig 
zuzuordnen 594 

 
 1.927 

 0 

 21 

 5 

 0 

 1 

 2 

 0 

 0 

 0 

 0 

 
 184 

 
 782 

 8 

 25 

 12 

 2 

 0 

 3 

 1 

 2 

 1 

 1 
 
 292 
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Anlage 4 (3): AKG Härteleistungen an Opfer von 
nationalsozialistischen Unrechtsmaßnahmen

Stand: 31. Dezember 2011 

Laufende 291 Euro Beihilfen nach § 5 AKG-Härterichtlinien  
( ab 01.01.2011 erhöht von 120 Euro auf 291 Euro ) 

 

Anträge insgesamt 11.243 

Entscheidungen insgesamt 9.876 

davon positiv 9.607 

davon negativ 269 

 
 
Bisher gewährte Leistungen 

 
In Durchführung der AKG-Härterichtlinien und des früheren BMF-Erlasses über die Gewäh-
rung einer einmaligen Zuwendung an Zwangssterilisierte wurden in den Jahren 1980 bis 
2011 gezahlt: 
 
 127.471.040,57 Euro 
 
davon entfallen auf 

 
Einmalleistungen 14.433.578,35 Euro 
 
laufende Leistungen 55.848.382,24 Euro 
 
ergänzende laufende Beihilfen nach 
§ 6 Abs. 4 AKG-RL 57.189.079,98 Euro 
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Anlage 5: Globalabkommen Wiedergutmachung

Staat Datum des 
Vertragsabschlusses

Veröffentlichung
BGBl. II 

Betrag in Mio. DM 

Luxemburg 11.07.1959 1960, S. 2077 18 

Norwegen 07.08.1959 1960, S. 1336 60 

Dänemark 24.08.1959 1960, S. 1333 16 

Griechenland 18.03.1960 1961, S. 1596 115 

Niederlande 08.04.1960 1963, S.   629 125 

Frankreich 15.07.1960 1961, S. 1029 400 

Belgien 28.09.1960 1961, S. 1037 80 

Italien 02.06.1961 1963, S.   791 40 

Schweiz 29.06.1961 1963, S.   155 10 

Österreich 27.11.1961 1962, S. 1041 95 

Großbritannien 09.06.1964 1964, S. 1032 11 

Schweden 03.08.1964 1964, S. 1402 1 

   971 



Entschädigung von NS-Unrecht    Seite 37

Anlage 6: Richtlinie der Bundesregierung über eine Anerkennungs-
leistung an Verfolgte für Arbeit in einem Ghetto, die keine 
Zwangsarbeit war (Anerkennungsrichtlinie)

Statistik zu den Antragseingängen und Erledigungen 
Stand: 31. Dezember 2011 

 

 

Antragseingänge 

 

62.133 

Bewilligungen 

 

32.616 

 

Es wurden insgesamt bisher rd. 65 Mio. Euro ausgeschüttet. 

 

 

Antragseingänge nach der Ghettorichtlinie 

nach Ländern 
Stand: 31. Dezember 2011 

Israel
48%

USA 
23%

Ungarn
7%

Serbien
5%

Kanada
4%

Deutschland 
2%

Niederlande
2%

Ukraine
2%

Sonstige
7%



I. Bundesamt für zentrale Dienste und offene Vermögensfragen (BADV) 
DGZ-Ring 12 
13086 Berlin 
 
Bzw.: D-53221 Bonn 
 

http://www.badv.bund.de/ 
 
II. Bundesfinanzdirektion West 

Wörthstraße 1 - 3 
50668 Köln 
Tel. 0221/37993-0 
 
Zentrale Auskunftsstelle zur Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts 
Wörthstraße 1 - 3 
50668 Köln 
Tel. 0221/37993-413 

 
Besucheradresse: 
Neusser Strasse 159 
50733 Köln 
 

http://www.zoll.de/DE/Service/Auskuenfte/Zolldienststellen/BFD_West 
 

 
III. Bundesministerium der Finanzen 

- Dienstsitz Bonn - 
Postfach 13 08 
53003 Bonn 
 

http://www.bundesfinanzministerium.de  
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Anlage 7: Adressenverzeichnis

http:http://www.bundesfinanzministerium.de
http://www.zoll.de/DE/Service/Auskuenfte/Zolldienststellen/BFD_West
http:http://www.badv.bund.de
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IV. Bundesversicherungsamt - Geschäftsstelle der Kommission zum Versorgungsruhens- 
und Entschädigungsrentengesetz 

Referat I 6 
Friedrich-Ebert-Allee 38 
53113 Bonn 
 

http://www.bundesversicherungsamt.de 
 
V. Claims Conference Härtefonds / Hardship Fund - Art. 2-Fonds / Art. 2 Fund 
 

Europa: Sophienstraße 44 
60487 Frankfurt am Main 
Deutschland 

Israel: Ha’arbaa Street 8, 1st Floor 
64739 Tel Aviv 
Israel 

Im Übrigen: 1359 Broadway 
Room 2000 
New York, NY 100 18 
USA 
 

 http://www.claimscon.de/ 
 
VI. Koordinierungsstelle für Kulturgutverluste (KK) 

Turmschanzenstraße 32 
39114 Magdeburg 
 

www.LostArt.de 
 
VII. Stiftung „Erinnerung, Verantwortung und Zukunft“ 

Lindenstraße 20 – 25 
D- 10969 Berlin 
Tel.: 030-259297-0 
Fax: 030-259297-11 
 

 http://www.stiftung-evz.de 
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